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 
2014/193 

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat  

Vorlage an den Landrat  

  Erneuerung des Subventionsvertrags zwischen den Kantonen Basel-Stadt und Basel-
Landschaft und dem Verein Jugendfürsorge betreffend LBB Lehrbetriebe Basel für die  
Jahre 2014 bis 2017 

vom 03. Juni 2014 

 

1. Ausgangslage 
 
Der geltende Subventionsvertrag zwischen den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft sowie 
dem Verein Jugendfürsorge Basel betreffend die Institution „LBB Lehrbetriebe Basel“ (LBB) lief per 
31. Dezember 2013 aus. Die LBB, seit Januar 2010 eine selbstständige Stiftung, beantragte Ver-
handlungen über die Erneuerung des Vertrags zu führen. 
Sowohl die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion (BKSD) als auch das Erziehungsdepartement des 
Kantons Basel-Stadt als Leistungsbesteller stellten fest, dass sich die Zusammenarbeit bewährt 
hatte und weitergeführt werden sollte. Mit Regierungsratsbeschluss Nr. 1267 vom 25. August 2009 
war die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion beauftragt worden, bezüglich der Konditionen einer 
Verlängerung ab 2014 des damals für 2010 bis 2013 genehmigten Subventionsvertrags im Verlau-
fe des Jahres 2013 mit den Vereinbarungspartnern neue Verhandlungen aufzunehmen. 
Der nun vorliegende Subventionsvertrag betreffend LBB für den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 
zum 31. Dezember 2017 ist das Ergebnis dieser Verhandlungen. 
 
Die Stiftung LBB Lehrbetriebe Basel 
Die LBB bietet seit 1980 in drei Lehrbetrieben (Gärtnerei, mechanische Werkstätte, Schreinerei) 
Ausbildungsplätze mit integrierter Berufsfachschule für Berufslehren (Berufsattest EBA, Fähig-
keitszeugnis EFZ) an. Folgende Berufe werden ausgebildet: Polymechaniker und Polymechani-
kerin EFZ, Schreiner und Schreinerin EFZ (Möbel und Innenausbau), Gärtner und Gärtnerin EFZ 
Fachrichtung Zierpflanzen sowie Gärtner und Gärtnerin EBA Fachrichtung Pflanzenproduktion. 
Von den maximal 62 Ausbildungsplätzen sind deren 37 (~60 %) für Jugendliche bestimmt, die auf-
grund von Lernschwierigkeiten, Entwicklungs- und Verhaltensauffälligkeiten in der Privatwirtschaft 
keine oder nur sehr geringe Ausbildungschancen haben (Zielgruppe 1). Die übrigen 25 Ausbil-
dungsplätze (~40 %) stehen Jugendlichen ohne diese besonderen Bedürfnisse zur Verfügung 
(Zielgruppe 2). Die Ausbildung beider Zielgruppen erfolgt gemeinsam. 
Über Aufnahme und Indikation entscheidet eine von der LBB eingesetzte Aufnahmekommission, in 
welcher Vertreterinnen und Vertreter der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion Basel-Landschaft 
und des Erziehungsdepartements Basel-Stadt Einsitz nehmen. 
Die LBB ist die einzige nicht stationäre Vollzeit-Ausbildungsinstitution in der Region Basel, die re-
guläre eidgenössisch anerkannte Berufsausbildungen mit besonderen Fördermassnahmen verbin-
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det. Im Durchschnitt schliessen die Kandidatinnen und Kandidaten der LBB ihre Ab-
schlussprüfungen mit Erfolgsquoten ab, die mit denjenigen der übrigen Kandidierenden im Kanton 
Basel-Stadt vergleichbar sind. Damit erreicht die LBB ihr Ziel, auch Jugendliche mit sozialer Indika-
tion zu einem erfolgreichen beruflichen Abschluss zu führen. 
 
Zusammenarbeit mit dem Kanton Basel-Stadt 
1994 wurde im Kanton Basel-Stadt entschieden, dass andere Kantone, insbesondere der Kanton 
Basel-Landschaft, für die von ihnen belegten Ausbildungsplätze die vollen Kosten zu übernehmen 
haben. Der Kanton Basel-Landschaft erklärte sich in der Folge bereit, ab Schuljahr 1995/96 die 
vollen Kosten für maximal 20 Auszubildende (davon zwölf der Zielgruppe 1) mit Wohnsitz im Kan-
ton Basel-Landschaft zu übernehmen. Auf Grund dieser Zusage ist der Kanton Basel-Landschaft 
seit dem Schuljahr 1995/96 Vertragspartner. 
 
Finanzierung der LBB 
Die LBB weist in ihrer Erfolgsrechnung 2012 einen Betriebsaufwand von total CHF 6.89 Mio. auf 
(2011: CHF 6.93 Mio; 2008: CHF 7.24 Mio), davon Personalkosten von CHF 3.71 Mio. (2011: 
CHF 3.51 Mio.; 2008: CHF 3.62 Mio.). 
Die LBB wird finanziert  durch den Verkauf von Produkten und Dienstleistungen aus ihren drei 
Produktionsbetrieben und durch Leistungen der Kantone. Im Jahr 2012 deckten die Erträge durch 
den Verkauf von Produkten und Dienstleistungen in der Höhe von CHF 3.59 Mio 52 % des Ge-
samtaufwands (2011: CHF 3.68 Mio. bzw. 53 %; 2008: CHF 3.69 Mio. bzw. 51 %). 
Die Beiträge der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft gliedern sich in einen Beitrag pro 
auszubildende Person und Jahr gemäss interkantonaler Berufsfachschulvereinbarung (BFSV) für 
alle Lernenden (Vertrag 2010-2013: CHF 13'500.–) sowie einen zusätzlichen Beitrag für Auszubil-
dende mit einer sozialen Indikation (Zielgruppe 1: Vertrag 2010-2013: CHF 44'750.–). Zusätzlich 
kompensierte Basel-Stadt als Standortkanton den Ausfall des altrechtlichen Bundesbeitrags von 
CHF 465'000.– (Wechsel des Finanzierungssystems 2008). Auf dieser Grundlage empfing die LBB 
im Jahr 2012 Leistungen in der Höhe von CHF 3.12 Mio. (2011: CHF 3.10 Mio.; 2008: CHF 2.81 
Mio.). 
Die nach diesem Schlüssel berechnete gesamte Beitragssumme des Kantons Basel-Landschaft 
beläuft sich für zwölf Lernende der Zielgruppe 1 und acht Lernende ohne spezielle Indikation (Ziel-
gruppe 2) auf rund CHF 771'000.– pro Jahr (zum Vergleich: der Beitrag des Kantons Basel-Stadt 
summierte sich 2012 für 22 Lernende der Zielgruppe 1 und 19 Lernende ohne spezielle Indikation 
auf CHF 2.03 Mio.). 
Investitionen in Gebäude, Maschinen und Gerätschaften finanziert die LBB zusammen mit der Stif-
tung FOCUS, welche die Immobilien besitzt, selbst. Als grosses Vorhaben steht der Neubau der 
mechanischen Werkstätte an. Die während der Bauphase notwendige Zwischenlösung wird eben-
falls hohe Kosten verursachen. Zu diesem und anderen Zwecken (Erneuerungsinvestitionen Gärt-
nerei, Schreinerei, Schule) bildet die LBB Rücklagen. In der Bilanz 2012 weist die LBB Ei-
genkapital (inklusive Rücklagen und Fondskapital) in der Höhe von CHF 4.02 Mio. aus (2011: 
CHF 3.62 Mio.; 2008 CHF 4.19 Mio.). 
Mit Blick auf obigen Sachverhalt betreffend Reservebildung der Stiftung LBB haben die Vertrags-
parteien folgende Vereinbarung für die Vertragsperiode 2014 bis 2017 getroffen: 
 

1. Die Kantone verzichten auf eine Rückforderung von aufgelaufenen Reserven. Sie werden 
für die Erneuerung der mechanischen Werkstatt sowie für andere Investitionen verwendet. 
Die Zweckbestimmung von Rücklagen und Fondskapital wird im Detail ausgewiesen. 

2. Die bisher vom Kanton Basel-Stadt geleistete Kompensationszahlung (altrechtlicher Bun-
desbeitrag CHF 465'000.–) entfällt. 
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2. Der neue Subventionsvertrag 2014 bis 2017 
Der vorliegende Subventionsvertrag 2014 bis 2017 ist eine Fortschreibung des geltenden Vertrags. 
Es erfolgt keine Ausweitung der Leistungen. 
Bei der Anzahl Ausbildungsplätze der LBB wird mit dem Ziel einer Vereinfachung und der Vermei-
dung von Unklarheiten neu immer von der maximalen Auslastung ausgegangen und nicht mehr 
von einer durchschnittlichen Auslastung mit Abweichungen nach unten oder oben. Alle numeri-
schen Anpassungen (Ziffern 3.1, 3.2, 3.3) sind Folge der Einhaltung respektive Ausschöpfung der 
vom Budget gesetzten Beitragslimite unter gegebenen Ansätzen für die Zielgruppen 1 und 2. Die 
maximale Anzahl Ausbildungsplätze erhöht sich infolgedessen um eins auf 63. Von diesen stehen 
dem Kanton Basel-Landschaft maximal 21 Plätze (davon 13 für Lernende der Zielgruppe 1) und 
dem Kanton Basel-Stadt 42 Ausbildungsplätze (davon 23 für Lernende der Zielgruppe 1) zur Ver-
fügung. Neu bietet die LBB in der Gärtnerei auch die Ausbildung in der zweijährigen Grundbildung 
mit eidg. Berufsattest an. Am Katalog der Leistungsziele bezüglich der Ausbildungstätigkeit der 
LBB ändert sich nichts. Der Grad der Zielerreichung wird weiterhin anlässlich eines jährlichen Con-
trolling-Gesprächs festgestellt. Die LBB verpflichtet sich wie bisher, mindestens 50 % des ordentli-
chen Betriebsaufwands aus der Herstellung und dem Verkauf von Produkten und Dienstleistungen 
zu decken. 
Die Beiträge der beiden Kantone gliedern sich wie bisher in einen Beitrag gemäss interkantonaler 
Berufsfachschulvereinbarung (BFSV) für alle Lernenden (Schuljahr 2014/15: CHF 13'200.– pro 
auszubildende Person) sowie einen Zusatzbeitrag für Lernende der Zielgruppe 1 (CHF 43'722.–). 
Wie bisher kann sich dieser Zusatzbeitrag während der Vertragsdauer je nach Höhe des BFSV-
Tarifs verändern. Der Beitrag insgesamt pro auszubildende Person der Zielgruppe 1 bleibt stets 
gleich hoch (CHF 56'922.–). Mit diesen Vorgaben wird sich die Beitragssumme des Kantons Ba-
sel-Landschaft an die LBB ab 2014 auf rund CHF 846'000.– pro Jahr belaufen. Die Beiträge sind 
nicht indexiert. Sollte die Jahresteuerung 3 % übersteigen, verpflichten sich die Kantone, neu zu 
verhandeln. 
Mit der Umwandlung in eine Stiftung ist die LBB neu verpflichtet, sämtliche Bezüge der Ge-
schäftsführung jährlich auszuweisen inklusive einer Bestätigung, dass diese Bezüge vom zustän-
digen Organ (Stiftungsrat) bewilligt worden sind. In Bezug auf die Rechnungsführung werden im 
neuen Vertrag gewisse Standardregelungen aufgenommen, die zu einer besseren Transparenz in 
Sachen Reservebildung führen werden. Was die Begrenzung der Höhe der Reserven anbelangt, 
wird die Regelung gemäss baselstädtischem Ratschlag zum neuen Staatsbeitragsgesetz in den 
Vertrag aufgenommen (maximal ein Drittel des Betriebsaufwands). Bezüglich der Zweckbestim-
mung aufgelaufener Reserven wird im Vertrag festgeschrieben, dass sie für die Erneuerung der 
mechanischen Werkstätte sowie für andere Investitionen verwendet werden müssen. 
Die Vertragsdauer ist in Anlehnung an § 6 Absatz 5 des Finanzhaushaltsgesetzes des Kantons 
Basel-Landschaft weiterhin auf vier Jahre festgelegt. Die erste Jahrestranche ist im Budget 2014 
eingestellt. 
 
3. Finanzielle Konsequenzen 
Gemäss bisherigem Subventionsvertrag stand für im Kanton Basel-Landschaft wohnhafte Lernen-
de ein Platzkontingent von 20 Ausbildungsplätzen zur Verfügung, 12 für Jugendliche der Zielgrup-
pe 1 und acht für Jugendliche der Zielgruppe 2. Dazu bestand nach bisherigem Vertrag die Mög-
lichkeit einer Ausweitung des Baselbieter Platzkontingents um maximal drei Ausbildungsplätze. ln 
den Jahren 2010 bis 2013 (Geltungsbereich des letzten Subventionsvertrags) wurden jährlich 
durchschnittlich rund CHF 850'000.– an die LBB ausbezahlt (2010: CHF 832'265.–; 2011: 
CHF 838'855.–; 2012 CHF 870'620.–; 2013: CHF 861'260.–). 
Der Subventionsvertrag 2014-2017 sieht neu eine fixe Platz- und damit auch eine Kostenober-
grenze vor. Demnach stehen für Jugendliche unseres Kantons maximal 21 Plätze zur Verfügung, 
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nämlich 13 für Jugendliche der Zielgruppe 1 (plus 1 Platz) und acht für Jugendliche der Zielgruppe 
2 (unverändert). Bei einer Maximalausschöpfung des Baselbieter Kontingents bedeutet dies für 
den Kanton Basel-Landschaft jährliche Kosten in Höhe von CHF 845'586.–.1 
 
4. Behandlung des Geschäfts im Kanton Basel-Stadt 
Die politischen Behörden des Kantons Basel-Stadt behandeln die Vereinbarung analog. Der Re-
gierungsrat des Kantons Basel-Stadt verabschiedete die entsprechende Vorlage an den Grossen 
Rat am 17. September 2013, und mit Beschluss vom 14. November 2013 beantragte die grossrät-
liche Bildungs- und Kulturkommission dem Grossen Rat ebenfalls Zustimmung; der Gesamtrat 
stimmte am 11. Dezember 2013 mit einem Stimmenverhältnis von 68:1 zu. 
 
5. Begründung des aktuellen Vorgehens 
Im August 2013 wurde der öffentlich-rechtliche Subventionsvertrag zwischen den Kantonen Basel-
Landschaft und Basel-Stadt und der Stiftung LBB Lehrbetriebe Basel unter dem Vorbehalt der Ge-
nehmigung durch die zuständigen Behörden unterzeichnet. 
Die Kompetenz zum Abschluss eines derartigen Vertrags kommt nach § 77 Absatz 1 Buchstabe b 
Kantonsverfassung2 dem Regierungsrat zu. Gleiches gilt auch für die Ausgabenkompetenz bei 
gebundenen Ausgaben, während neue Ausgaben über CHF 50'000.– nach § 34 Absatz 1 Buch-
stabe a des Finanzhaushaltsgesetzes3 vom Landrat unter dem Vorbehalt des fakultativen Finanz-
referendums bewilligt werden müssen. 
Kein Zweifel besteht daran, dass es sich beim ordentlichen Beitrag pro auszubildende Person und 
Jahr gemäss interkantonaler Berufsfachschulvereinbarung (BFSV) für alle Lernenden um eine ge-
bundene Ausgabe handelt. Bis anhin wurde auch der Zusatzbeitrag für Jugendliche der Zielgrup-
pe 1 als gebunden betrachtet, nachdem 1995 eine erste entsprechende Vorlage den Landrat un-
angefochten passierte: 
Mit Landratsbeschluss vom 21. September 1995 war erstmalig eine entsprechende Vereinbarung 
mit den notwendigen Mitteln einstimmig beschlossen worden. Die Vertragserneuerungen wurden 
daraufhin 1998, 2002, 2005 und 2009 durch den Regierungsrat genehmigt, und zwar mit der Ar-
gumentation, dass es sich beim neuen Subventionsvertrag um die Erneuerung eines bestehenden 
Vertrags handle und zudem die bisher geltenden Abgeltungssätze nicht angetastet würden (auch 
auf den Ausgleich der seit Inkraftsetzung des bestehenden Leistungsvertrags aufgelaufenen Teue-
rung werde verzichtet), weshalb es in Baselland lediglich eines Regierungsratsbeschlusses bedür-
fe. 
Die rechtliche Prüfung im Zusammenhang mit der aktuellen Vertragsverlängerung hat nun erge-
ben, dass die gesetzliche Grundlage nicht hinreichend ist, um für den erhöhten Beitrag für Jugend-
liche der Zielgruppe 1 von einer gebundenen Ausgabe im Sinne des Finanzhaushaltsrechts aus-
zugehen. Zwar ist richtig, dass der Vertrag vom Regierungsrat abgeschlossen wird, wie sich aus § 
77 Absatz 1 Buchstabe b der Kantonsverfassung4 ergibt. Davon zu unterscheiden ist aber die 
Kompetenz zur Ausgabenbewilligung, und zwar unabhängig davon, ob es sich um eine Ver-
tragserneuerung handelt oder ob die bisherigen Abgeltungssätze unverändert bleiben. 
Um für die LBB Planungssicherheit zu schaffen, genehmigte der Regierungsrat am 11. Februar 
2014 den Vertrag sowie seine Unterzeichnung und beauftragte die Bildungs-, Kultur- und Sportdi-
rektion gleichzeitig mit der Unterbreitung der nun vorliegenden Landratsvorlage zur Genehmigung 

1 Berechnung: 21 x CHF 13'200.- (Ansatz gemäss Berufsfachschulvereinbarung BFSV für Vollzeitangebote) plus 13 x 
 CHF 43'722.– (Zusatzbeitrag für Jugendliche der Zielgruppe 1). 
 
2 SGS 100, GS 29.276. 
3 SGS 130, GS 29.492. 
4 SGS 100, GS 29.276. 
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der notwendigen Mittel für die nicht durch die Berufsfachschulvereinbarung als gebunden zu be-
trachtenden sondern als neu zu behandelnden Zusatzbeiträge für die Jugendlichen der Zielgrup-
pe 1. 

6. Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen wird beantragt, gemäss beiliegendem Entwurf zu 
beschliessen. 

Liestal, 03. Juni 2014 Im Namen des Regierungsrates 

Der Präsident:  

Urs Wüthrich-Pelloli 

Der Landschreiber: 

Peter Vetter 

Beilagen: 
1. Entwurf Landratsbeschluss
2. Vertrag betreffend Beiträge an die Stiftung LBB Lehrbetriebe Basel für die Jahre 2014 bis 2017
3. Ausbildungskonzept der LBB Lehrbetriebe Basel (Version vom 16. Mai 2012)
4. Stiftungsurkunde LBB
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ENTWURF vom 28. April 2014 

Landratsbeschluss 
Erneuerung des Subventionsvertrags zwischen den Kantonen Basel-Stadt und Basel-
Landschaft und dem Verein Jugendfürsorge betreffend LBB Lehrbetriebe Basel für die 
Jahre 2014 bis 2017 

vom 

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 

1. Der Landrat nimmt Kenntnis vom Subventionsvertrag mit dem Kanton Basel-Stadt und der
Stiftung LBB Lehrbetriebe Basel über den Zugang zum Ausbildungsangebot der LBB.

2. Der Landrat bewilligt für die Jahre 2014-2017 einen Verpflichtungskredit von CHF 2'273'544
für Zusatzbeiträge gemäss Subventionsvertrag für höchstens 13 Jugendliche pro Jahr
(Jahrestranche höchstens CHF 568'386).

3. Ziffer 2 dieses Beschlusses unterliegt gemäss § 31 Absatz 1 Buchstabe b der 
Kantonsverfassung dem fakultativen Finanzreferendum.

Liestal, Im Namen des Landrates 

Die Präsidentin: 

Der Landschreiber: 
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